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Konferenz 

der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder  

am 25. Juni 2026 in Berlin 

 
 

Beschluss 

 
 

TOP 4 Bürgerschaftliches Engagement und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt stärken 

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder fassen folgenden 

Beschluss: 

 

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bekräftigen, dass das 

bürgerschaftliche und ehrenamtliche Engagement einen unverzichtbaren Beitrag 

zur sozialen Stabilität und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land 

leistet. Es stärkt die freiheitlich-demokratische Grundordnung und fördert 

Verantwortungsbewusstsein sowie Gemeinsinn. Vereine, Verbände, Stiftungen 

und eine Vielzahl projekt-, themen- und anlassbezogener Initiativen tragen zum 

Miteinander der Menschen bei, bauen Brücken und geben Raum für Teilhabe. 

2. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder stimmen daher 

überein, das bürgerschaftliche und ehrenamtliche Engagement auch in Zukunft zu 

fördern. 

3. Sie begrüßen, dass die Bundesregierung mit der Umsetzung der im 

Koalitionsvertrag von Union und SPD verankerten Maßnahmen des 

Zukunftspaktes Ehrenamt zahlreiche Verbesserungen und Erleichterungen für das 

Ehrenamt in Deutschland schaffen will. Das klare Bekenntnis der Bundesregierung 

zur Stärkung des Ehrenamts kommt auch in der Benennung einer Staatsministerin 

für das Ehrenamt sowie deren organisatorische Anbindung an das 

Bundeskanzleramt deutlich zum Ausdruck. Die Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder würdigen den bereits bestehenden engen Austausch 

zwischen Bund und Ländern auf Arbeitsebene und sprechen sich für die 

Fortführung und Verstetigung dieses gut funktionierenden Formats aus. Sie sagen 
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zu, einen engen fachlichen Austausch zwischen Bund und Ländern zu 

unterstützen. 

4. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder begrüßen die im 

Steueränderungsgesetz 2025 getroffenen Maßnahmen als ersten wichtigen Schritt 

zur Umsetzung des Zukunftspaktes Ehrenamt. Hervorgehoben werden 

insbesondere die Erhöhung der Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale, die 

Anhebung der Freigrenze für den ehrenamtlichen und wirtschaftlichen Geschäfts- 

und Zweckbetrieb sowie die Verbesserung des Haftungsprivilegs.  

5. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder halten weitere Schritte 

zur Vereinfachung des Datenschutz-, Gemeinnützigkeits- sowie Vereins- und 

Zuwendungsrechts im vereinbarten umfassenden Bürokratierückbaugesetz für 

Vereine und ehrenamtliches Engagement zeitnah für erforderlich, insbesondere  

• Umsetzung einer Registerreform, um Vereinfachungen zu ermöglichen. Eine 

Vielzahl neuer Registerpflichten sind auch von den gemeinnützigen 

Organisationen zu erfüllen, was für diese einen zusätzlichen Aufwand darstellt. 

• zügige Verständigung von Bund und Ländern zur Umsetzung der sich aus dem 

Praxischeck des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) aus 2024 zu 

beurkundungsbedürftigen Vorgängen im Vereinsrecht ergebenen 

Handlungsbedarfen.  

• das im Koalitionsvertrag des Bundes vereinbarte Vorhaben, Sachspenden an 

gemeinnützige Organisationen möglichst weitgehend von der Mehrwertsteuer 

zu befreien, zügig anzugehen. 

6. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bekräftigen, dass sich 

die Länder aktiv in den Prozess zur Umsetzung des vereinbarten 

Bürokratierückbaus einbringen werden.  

7. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder begrüßen den im 

Koalitionsvertrag des Bundes vereinbarten weiteren Ausbau der erfolgreichen 

Arbeit der Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt und betonen, dass 

dieser unter Berücksichtigung der in den Ländern bestehenden Strukturen und in 

Kooperation mit den Ländern erfolgen soll. 


